
Sta^t Qi^r^gienij 

Satzung 

über den Bebauungsplan 
„Sand/Untere Egerten“, 8. Änderung 

Der Gemeinderat der Stadt Östringen hat am 20.09.2004 aufgrund der §§1,2 und 8-10 des Baugesetzbu¬ 
ches - BauGB - vom 27.08.1997 (BGBL. I S. 2141) in der Fassung der letzten Änderung in Verbindung mit 
§ 4 der Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg den Bebauungsplan „Sand/Untere Egerten“, 
8, Änderung als Satzung beschlossen. 

§1 
Räumlicher Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist der Plan vom 14.01.2004 maßgebend. Er ist 
Bestandteil der Satzung. 

§2 
Bestandteile der Satzung 

Bestandteil der Satzung ist der Bebauungsplan, bestehend aus 
dem Plan im M. 1:500 mit zeichnerischen Festsetzungen vom 14.01.2004, 
letztmalig ergänzt am 23.06.2004 
der Änderung bzw. Ergänzung der Schriftlichen Festsetzungen vom 19.01.2004/23.06.2004 

Beigefügt ist eine Begründung (§ 9 Abs. 8 BauGB). 

§3 
Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO handelt, wer den aufgrund von § 74 LBO ergangenen 
Örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 

§4 
Inkrafttreten 

Der Bebauungsplan tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 10 BauGB in Kraft, 

T 

Muth, Bürgermeister 
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26.01.2004 

17.03.2004 

23.06.2004 

Verfahren 

IV. 

V. 

Der Gemeinderat hat gemäß § 2 (1) BauGB am 18.11.2003 die Aufstellung der 

Bebauungsplan-Änderung beschlossen und am 26.01.2004 dem Vorentwurf zugestimmt. 
Die öffentliche Bekanntmachung erfolgte am 06.02.2004 . 

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB erfolgte in Form einer Auslegung 
in der Zeit vom 10.02.2004 bis 27.02.2004 . 

Nach Anhörung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB hat der Gemeinderat am 

23.06.2004 die Bebauungsplan-Änderung gebilligt und die öffentliche 
Auslegung beschlossen. 

Die Bebauungsplan-Änderung hat nach ortsüblicher Bekanntmachung gemäß 
§ 3 (2) BauGB am 02.07.2004 vom 13.07.2004 bis 12.08.2004 öffentlich ausgelegen. 

Die Bebauungsplan-Änderung, dessen Inhalt mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des 
Gemeinderates übereinstimmt, ist unter Beachtung des vorstehenden Verfahrens vom 
Gemeinderat gemäß § 10 BauGB am 20.09.2004 als Satzung beschlossen worden. 

Es wird bestätigt, daß der Inhalt des Planes mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 
des Gemeinderates übereinstimmt. 

Er ist unter Beachtung der Verfahrensvorschriften zustandegekommen und wird 
hiermit ausgefertigt. 

Östringen den, 22.September 2004 

VI. 

Muth, 
Bürgermeister 

Durch ortsübliche Bekanntmachung am. 
am Tage der Veröffentlichung in Kraft getreten. 

ist die Bebauungsplan-Änderung 

Legende 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1. BauGB) 

1.1. Wohnbauflächen (§ 1 (1) 1. BauNVO) 

1.1.1 WA Allgemeines Wohngebiet 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1. BauGB) 

2.1. 0.4 Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) 

2.2. Geschossflächenzahl (§ 20 BauNVO) 

2.3. II Zahl der Vollgeschosse als Mindest-und Höchstgrenze 

2.4. Höhe baulicher Anlagen in.m über einem Bezugspunkt (§ 16 (2) 4. BauNVO, §18 BauNVO) 

2.4.1 TH max. maximal zulässige Traufhöhe 

für die Bestimmung der Traufhöhe maßgebende Verkehrsfläche 2.4.1.1 <H 

2.4.2 FH max. maximal zulässige Firsthöhe 

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 (1) 2. BauGB) 

3.1. Nur Einzelhäuser zulässig 

3.2. 

3.3. 

Nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 

Baugrenze (§ 23 (3) BauNVO) 

4. Verkehrsfläche (§ 9 (1) 11. BauGB) 

4.1. Straßenverkehrsflächen 

4.2. P Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 

4.2.1 g Fußweg 

4.3. Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluß anderer Flächen an die Verkehrsfläche 

4.3.1 1^ Verkehrsgrün 

5. Grünflächen (§ 9 (1) 15. BauGB) 

5.1. Öffentliche Grünfläche 

6. Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
(§ 9 (7) BauGB) 

iWwJ 
7. Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen (§ 1 (4) und § 16 (5) BauNVO) 
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ÄndfiSTjng bzw, Ergänzung der 

Schriftlichen Festsetzungen 

fÜ!' dari Gdtungsbereith dffr S. ANtjf^ruMg 

zum Beosuungsplari „Sand.'Llrilorc Eg eiten", 
Sfarit öst ringen 

1. HoPiO isauilcher Äniasaen in .u... m (§ 9 (1) 1. BauGB) 

Aufgehoben ™r[Jen für den Geltungsbereich der 9. Änderung die Festsetzungen der Ziffern 4.3.1 und 4,3,2 
vom ü7.ü2,i97Z. 

1.1. T rsuthöhö 

D’e maxinral zulässigen Trauffiöhen Sind der Planvorlage zu enlnehmen. Sie sind definiert als der Schnitt¬ 
punkt des sufgehenden Außenmauerwerkes mit der äußeren Dachhaut. Das Maß wird in der Gebäudemilte 
gemessen. Als Bezugspunkt (A) gilt die Mrttelachse der angrenzenden Vsrkehrsflächo (Verkehrsfläche mit 
Erschließungsfu.nktion für das jeweifige Grundstück). 

Achbi; 

4— Bäzijzspunkl 

Grenzen an mehr&ren Stell an eines Grundstückes Verkehrsflächen an, ist die in der Planvorlage gekann- 
zeiohnete VerkehrsfJäche naßgebend. 

Bei Deppeihaushäiften g it die Milte jeder Gebäudeeinheit. 

1,2. I=irsthehe 

Die max.'mal zulässigen Firsthöhen sind <Fer Planvoriege zu entnehmen. Als aezugpunkt gtl! die Mittelachse 
der angrenzenden Verkehrsfläche (Verkehrsfläche mit Erschiießungsfunktion für das jeweiligo Grundstück). 

Grenzen an mehreieri Stellen eines Grundstückes Verkehrs Flächen an, isl die in der PI an vertage gekenn¬ 
zeichnete Verkehrsflache maßgeöend. 
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2 Bebauungsplan .BsifKi/Untere Fg(jrten‘, SLadi ösiririgeri - 
Änderung bzw. Ergänzung der Scbriftlichnn Festsetzungen fdrden GeJlungsberfeinh der U. Änrienjng 

Pfianzgebot Pflangbindunq 9 (1^ 25. a und b BsLaGBi 

Der Baem-BaEtanfi ist zu erhsüan. Sclite dies nicflt möglich sein, ist für jeden abgängiigen Baum ein gfeieh- 
ahger hochslämminer Laüb- bzw. Obstbau m mit einem Stamm umfang von 1fi/1S om nec anzupflanzen. 

AijfgesleEt: Sinsheim, 19,Ol,2004, ergänzt: 23.06.2004 - Gl/Ru 

der Bürßerrnerster der ArchitC'iE 
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zsjm Bebauuricsplan ^^Sand/Unters Egertsn", 8, Ar>dftrung, 
Stadt Östrin^sn 

Anlass der Bebauungsplaii-Ändemng 

inKalt der BebauuriöSplan-Änderurig ist die städfebsulishft Nauordnung der- in der ursprüngüdien Bebau¬ 
ungsplan-Fassung ais „Scndergebief und ^GrürrFiäebe''ausgewieserien FlurstückG Nr. 13648 bis Nr. 13853. 
Hierin ein bezogen wird die Fläche der ..Lortzingstrafie", die bet der Erschliedungsmalinahme nicht iiealigierl 
vj^urde. 
Des weite i'en beinhaltet die Bebauungsplan-Änderung die Umnutzung der Flurstücke Nr. 13824, N''. 13861 
sowie Wr, 13347. die bisher als „Parkierungsflächen“ bzw. „Grünflächen" ausgewiesert sind. 

Ziel der Planung st es, hier eine gehiets verträgliche, behutsame Ergänzung der Wohnbebauung vorzu ne fi¬ 
rnen, wicntige WegverDindungen zu erhalten bzw. auszubauen und den Festplatz auf e-ne bedarfsgerechte 
Größe zu reriuzieren. 

Die NeuKonzeptiori wirr: rJem dringenden Becarl'ari W'ohnbautTäetien in der Kernstadt östririgeri gereetit und 
wirkt einer Inanspruchnahme von Freiflöchgri iim Außen bereich entgegen. 

Weitere Beweggründe für rtie vorgesehene Naohverdichtung im B&ugebiot „Gand./ Untere Egorten" liegon in 
der finanziellen Situation der Stadt Östringen, die duxh Vsrkaufseiiöss und eine Reduzierung der Pflege- 
malinahmein eine Verbesserung erfahren soll. 

li. RechtiäGhe Grundjaqen 

Der Bebauungsplan „Sand.^Urrtsre ^gerten" der Stadt Östringen wurde am 07.C2.1972 als Satzung be- 
schlcssan und ist seit dom 16,06.1972 rechtskräftig. 
Bereits im Juli 1972 wurde die 1. Änderung des Bebauungsplanes durchgeführt, Währenc der Aufsicdlung 
des Gebietes folgten bis zum Jahr 1973 weitere sechs Änderungen "ür einzelne feilflächen ces Geirungsbe- 
reiches. 

Grundlage für die Aufstellung derö. Änderung des Bebauungsplanes „Sand/Untere Egorten" ist das Bauge- 
setzbucfi (BauGE) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997, zuletzt geändert durch Artikel 12 
des Gesetzes vom 27.07.2001 sowie die Baunutzungsverordnung {BauNVO) in rier Fassung vom 
23.01.1990. 
Die Schriftlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes vom 07.02.1972 mit den Änderungen vom 
31,07.1972, 13.08.1973, 04.02.1975. 23.03.1976, 01.08.1978 und 08.11,1973 bleiben grundsätzlich rechts¬ 
verbindlich, werden jedoch für der Änderungsbereich in den nachfolgend genannten Ziffern aufgehoben und 
durch die scfiriftlichen bzw. zeichnerischen Festsetzungen der 8 Änderung ersetzt. 
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D0bSUUrgSjJiari ,Sa.'^d/l.!nterö Etjtärt.fen', B. Andemny. Siadt Osfringtjn - ■ Enyrünrlur^G 

DfeseS sind ; 

Zift0r1. „Aid der baulichen Mutzur>£i" 
Ziffer 2.1. „Maß der bairl chen Nutzung" 
Ziffer 3.1. „Bauweise" 
Ziffer 4.3. „m axi m a!e Höhe d er Gebä ud s" 

Der Bebauungsplan-Eiitwurf isi gernä^ g 8 [2] BauGB aus dem rechtskräftigen Fläcfierinutzungsplon der 
Stadt Ö&tringen eritwiekek. 

fil. Aussagen des rechtskräftigen BebaiJ»ngsplar>&s 

Der roehtäkraftigo Bebauungsplan aus csm Jahr 1072 sah auf cen Flurstücken Mr. 13B4B, Nr. 13349 und Nr 
13S51 bis Mf. 13853 die Errichtung s.nes S-geschossigen Einkaufs-und Versorgungszentrums mit Enzel- 
hsnd eis bet rieben sowie Sobank- und Speise wirtschaften vor. Dieser PJanungsansatz konnte nicht realisiert 
werden, so rke Gesaminäche als ^-roßi/ijgig bemes^j^sner Ftsslplnb' rriil eirror entsprechenden Randbe¬ 
grünung ausgosialtet Wfde. tn der 6. Anoerung (02.0S. 1978) v/urde der gesamte Bereich planungsrcc.ntlJ- 
che als „Vorhaltcffäctie 7ur Unterbririgurrg von Anlagen für deri GemeiriijedarF' definiert. 

Auf dem Flifrstück Nr. 13S24 sieht der rechtskräftige Bebauungsplan, neben einer FuBwegverbindung zwi¬ 
schen der „K&rl-Zelier-Straße" und der „Frariz-Lehar-Straße": e'nen öffentiiehen Parkplatz für ca. 40 PKW 
vor. Diese Ausweisung übersteigt bei weitem dem hier besteher-den Parkierungsbedart und wurde daher 
bisher auch nicht re^ilisieil. 
Das Flu;stück Nr. 13047 ist als ..öffentliche Grünfläche" mit einer Fußwegführung zwischen dar ..Karl-Zeller- 
Straße“ unc der „kfitlöckerstraße" aus gewiesen. 

IV. Pfanianqskonz^Dt 

Der Anderunßs-Enttvurf des Bebauungsplanes sieht die Ausweisung einer zusammenhärtgenden öffentli¬ 
cher. Grünfläche mit der Ausweisung ..Festplatz" in einer Größe von ca. 4.385 vor. Dieses bedeutet, dass 
die Fläche im Hinb ick auf den derzeitigen Bestand um ca 1.30Ü reduziert wird, im Hinblick auf die Aus¬ 
sagen des rechts kräftigen Bebauungsplanes jedoch eine Erweiterung um ca. 1.700 m^ erfährt. 

Die in den Entwurf aufgenemmene ergänzende Wohnbebauung, die unmittelbar an den Festplatz angremzt, 
weist eine Größe von ca. 1.700 m" auf. Die Fläche resultiert aus der Aufgabe des Sondergebietes, einem 
Geländestreifsn, dsr ursprünglich der „Franz-Lehar-Ströße" zugeordnet war (Giundstücksbrcite 11.00 m. 
Aus bau breite 9,00 m) sowie einer TeilfJäche der nicht zum Ausbau gekommene.n ..Lortzing Straße". 
Im Hinblick auf die umgebende Bebauung schlagen die Planverfasser die Ausbildung van ihrer Einzelhaus- 
Bauplätzen bzw. die Emichtung vorrvier Doppelhausha feen vor. Die GrundsCückstiefe beträgt im Planken- 
zept 2a,00 m. 

üie im rechtskräftigen Bebauungsplan ausgewiösene und auch kartierte „Lort'Zngstraße" {Flurstück Nr. 
13Ö54) wird planungsrechtlich zu einer „Grünfläche" umgewidmet. Es erscheint Sinnvoll, hierin eine FirSweg- 
verbirrdung von der „Johann Sebastian Bach Straße' zur „Franz-L.ehar-Gtiraße'' auszubilden. 

Der rechtskräftige Bebauungsplan sieht eine durchgehende Fußwegverbindung zwischen der „Leo-Fall- 
Straße" über die Spiel platzfläche zur „Millöckerstraße' und weiter zur „Karl-Zelier-Straße" und ,Franz-Lehar- 
Straße" vor. Dieser Grund ged an l^e scjlüe äuetj weiterhin Inhalt des BebaijungsfJwnes bleiben. Er winri integ¬ 
riert in das Konzept einer Nachverdichtung, die nunmehr zAiischen der „Franz-Lehar-Straßc" und dor „Kar!- 
Zeller-Straße" drei weitera Einzelhaus-Bauplätze und zwischen der „Kaii-Ze.ler-Straße" und ..Millöckersiraße" 
weitere vier Bauplätze vorsiehl. Auf drei der ietztgenannten Pfätze wird neben oinor Einzelhaus-Bebauung 
auch die Errichtung von Doppelhäusern zugelaasen. 

insgesamt we.'st die Bsbauungaplan-Änderung damit zehn neue Bauplätze für Einzelhäuser aus. Bei einer 
Nutzung aller „Doppelhaus-Optionen" können maximai 10 Doppelhaus-Hälften und 4 Einzeihäuser entste¬ 
hen, 
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3fthauun^3|i]an ..Sand/LJnlKra Egertn-r:', 9. Änrlenjr'ig. Stadt Östdngon - Begründung 

Das beschriecene FulAve'Bgekonzept wird durch rjie Auswe^isung 2.00 m breitei Fußwege entlang der Grund- 
&ti.icksgrennen umgeseb.t. Sie &tpllcn gleichzeitig die Trasse der neu zu verlegenden Kanäle (Menjuveits 400 
bzw. 300 mm} dar. 

Ar; der:!ulässiger Nutzung 

in An-ehnung an die Aussagen des rechtskräftigen Bebauurgsp'anes für die angrenzenden Baufiächen aber 
auch im Hinbüoi! auf die bestehende StrukUJr des Gebietes werden die neu gebildeten Parze,1en als „Allge- 
meinGS Wohngebiet" gemäß § 4 BauNVO ausgewiesen. 
Grundlage für die Definition der „Art dar baciieher. Nutzung" im Geltungsbereich der Bebauungsplan- 
Änderung ist die BauNVO in der Fassuiig vom 23.01,1900. 

Bauweise, der baulichen Nutzung, Gebäudekubatur 

Dbs zufässige Maß der baulichen Nutzung sowie die Bauweise werden an den auch weiter hin bestehenden 
pJanungsrechtlichen Festsetzungen der Nachbargrundstücke ausgerichtet. Die Bebauungsplan-Änderung 
setzt daher für die neu gebildeten Grundstücke sine Grundflächen zahl von 0,4 und eine Gesr^hossflächon- 
z^ihl " bei r(m>!imal 2 Vnllgeschossen - von 0,7 fest 
Des weiteren werden aufgrund der Gobietssiruktur aussehlioßlich Einzelhäuser zugelassen, lediglich auf 
de.n neu ausgewiesensn Bauflächen Im Bereich dos Festplatzos ist eine Bebauung mit vier Doppel haus hälf¬ 
ten vorstellbar. 

Der rechtskräftige Bebauungsplan definiert dis ztrlässigen Treufliöhen mit G,5Ü rn, gemessert von emer nicht 
näher definierten und damit .nicht eingeschränkten Sockclhöhe. In der BebauungseJan-Anderung wird nun¬ 
mehr eine verbindliche Festsetzungf definreit, die auf das zulässige Nöhenmaß für die bertachbaden 
Grundstücke aber' auch auf topographische Gegebenheiten eingeht (S,2ö m bis 6,75 m). Als Eczugspunkt 
gilt die Mitte der jeweils angrenzenden Erschließungsstraße. 

V. Fläch&nbiianz 

Der feslgelegie Geltungsbereich der Beoauungsplan-Anrlerurig umfesst eine Fläche von 12.120 rrF{1,22 
ha}. 
Hiervon sind irn Zuge der geplentert Umstrukturierung ce. b,2tl0 rn' als ,Wehnbaunäciie" neu ausgewiesen. 
Der Grünflachcriantei! liegt mit 5.ß25 rrF bei ca, 4S /o. 
Die Fußwege mit ca. 220 rrr'^ sowie der Anteil an beste Iren da n (jffentlichGn Verkehrsflächen mit ca. 950 
runden dio Flächonbilariz ab. 

Fine Gegenüberstellung der Flachenhilanzen nach dem Bebauungsplan aus dem Jahr 1072 und der nun¬ 
mehr ausgearbeiteten Bebauungsplan-Änderung stellt sich für den abgegrienzten Geltungsbereich wie folgt 
dar: 

GegenüberstGäiung der Flächenbiianzen für den ausge wiese neu 
Geltungsbereich 

Scnderqebiet_ 
öffgritlitdip Vt^rkel'irsflächsrL 
Grünflächen_ 
Wohnbauflächsn_ 

Gesamt 

Bebfläungspfan (1972} . .. ■ 

3.120 m^ 
_3.350 m^"" 

5.740 (r\^ 

12 20D m' 

Bebauuni9Spiafr^Än<tärüri9 ! 
: (Efibvurf.voni i4;oi,20943 , 

1.175 rrV 
5.S25 m^ 
5.20Ü 

" 12.200 

Zusammenfassend kann festgesteM werden, dass der Grunflächensr-teil s ch durch die Ausweisung der 
Wehnbauflachen nicht reduziert. Mit 0,B25 ist sogar eino geringfügige Erhöhung feSt^-JBtellsn, 
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Böb-auurigstjldn „EaridyUnLäre Efiej len“, S. Änderung, Sietri Ös-tring-en Bngn'jndung 4 

Di0 Au3weis!jng neuer WehnijEuflacfisn in einer GrüHe von 5.200 m"' wird zu oa. % rJjroh diu Aufgabe 
des Sendergebietes kompensiert. Die restliehen Räcnen resultieren ;ius der (louiiiohon Reduzierung der 
öffentlichen Verkehrsriäuhen, insbesondere dLireti den r-iutit rnei'r vorgesehenen Ausbau der „Lortzingstre- 
He" sowie der Aufgabe der offenlliehen Parkienjngsfiüehon. Gegenüber dem derzeit vorhandenen Bestand 
werden maK.mal 3.025 rn^ zusätzlich versiegelter Eiänhe erkisteben. 

Ein Vergleich /ivisoheri dam reuhtskräfligan Bebauungsplan und der nunmehr aufgelegten Bebauungspian- 
.Anderung im Hinblick auf den maximal zulässiger Versiegelungsgrad (Bebauung und dfferitiiehe Verkebrs- 
flächen) kommt zu dem Ergebnis, dass dieser durch die Bebauungsplan-Änderung von ursprünglich 5>j46 

{Planung 19?2) auf nunmehr 4.2G5 nV reduziert wird. 

Gegenübersteifung des Versiegeiungsgrades 

aus den Baufläohen 

riechtskräftljgar : 

3.120 nVx 0,8 = 2.49« 

.Btibau u n g Sfifa n-Änd erung 
(2004) 

" !>’ 20Ö m = X Q, 4 ’ 2, OÖO jrV' 
■r 5,200 m^x Ü,2 
(Freiflächen. 

aus den Verkehrsflächen 

! _ 

^_ 
5-S46 rn= 

^1,040 m^ 
f.175 
4,29S Pi" , 

VI. EihigrfffsVAusqfeich-BÜana: 

Es ist zu erwarten, dass durcli die Bebauung bisher vorhandener Grünflächen ca. 10 Einzeibäume entfernt 
werden müssen. Aus diesem Grund wird eine i^estse:zung in die Bebauungsplan-Änderung aufgenommen, 
nach der für jeden entfernten Einzefbaum eine langfristig als gleichwertig einzustu'ende Neuanpftanzurig 
vorzunehmon isf. 

Durch die Bebauungsplan-Änderung tritt im Vergleich zum bisherigen Plarungsrecht (1972) eine Reduzie- 
rur>g ces möglichen Versiegeiungsgraces und damit ein geringerer Eingriff in das Schufzyut „Boden" ein. 
Dioser ckoiogisch betraebtetsn positiven Entwick.ung steht ein realer Verlust an mitteigroBen Einzeibäumen 
gegenüber. 

Zusammenflüssend kann bilanziert werrfen, dass real durch die zusätzliche Bebauung ein Fingrif* entstehen 
wird, der jedoch auf dev Grund age des § 1a BauGB aufgrund der Gegenüberstellung des neuen und allen 
Planungsrechtea nicht ausgle chsrelevant ist. 

Vil. Ver- und Entsofguna des Baugebietss 

Die zusätzlich vorgesehenen Bauplätze können an die bestehenden Ver- und Entsorgungslerlungen ange- 
schlossen vn^erden, ohne dass h.erriLjroh Überlastungen hzw. Versorgungsengpässe im Netz entstehen. 

Innerhalb der im Zuge dieser ßebauungsplan-Ärrderung zur Umnutzurig vorgesehenen Grundstücke befin¬ 
den sich Entwässerungsleitungon der Nennweiten 30C mm bzw. 4Dü mm. Es istoinc Erneuerung und Vortc- 
gung dieser Leitungen auf die geplanten Fußwegtrassen vorgesehon. Die hierdurch entstehenden Kosten 
von ca. 1 lO.OÜO,- € netto werden durch die Grundstückserlöso finanziert. 
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5 B&bauungsplnn „iJand/Uiitnre Egerten", G. Ändäri-irig, StadL Oitringön - Begründung 

VHI. Bodenordnunci- ErschiieRungskosten 

Die Neu Parzellierung erfolgt irri IViössünefverfatiren. 

Die durch dio öGbauungsplan-Änderung entstehenden Ersenliefiungskosten werden auf das Gebiet umge- 
!egc. 

Aufgestellt: Sinsheim, 17.03,2004- G./Ru 

der Bürgermeister der Architekt 
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